
 
 

12. April 2023 

PRESSEMITTEILUNG 
 

Geplante EU-Verordnung: Kinder- und Jugendschutzverbände 

wehren sich  
 

Bundesverband Kinderhospiz unterzeichnet Initiative des Kinderhilfswerkes 

 
Berlin – Gemeinsam mit elf weiteren Verbänden, die für die Rechte und den Schutz von Kindern 

und jungen Menschen kämpfen, setzt sich der Bundesverband Kinderhospiz für eine Anpassung 

des Entwurfes für eine Verordnung über die Transparenz und das Targeting politischer Werbung 

2021/0381 (COD) ein. Ziel der Verordnung ist es, einen einheitlichen und für die EU-

Mitgliedsstaaten verpflichtenden Rahmen für politische Werbung zu schaffen, um 

Manipulationen von Wahlen und Abstimmungen zu verhindern. Die Verordnung soll noch 

rechtzeitig vor den Wahlen zum Europäischen Parlament im kommenden Jahr in Kraft treten. 

Dazu hat der Verband einen Offenen Brief des Kinderhilfswerkes mitunterzeichnet, der heute 

veröffentlicht wurde. 

Die Verbände unterstützen in ihrem Brief einerseits das Ziel der EU, demokratische Prozesse durch 

mehr Transparenz zu sichern. Gleichzeitig befürchten sie, dass ihre Arbeit durch den derzeitigen 

Verordnungsentwurf eingeschränkt oder gar unmöglich wird. So wären künftig Pressemitteilungen, 

Informationen und Positionspapiere, die digital adressiert oder verschickt werden, als politische 

Werbung zu kennzeichnen. Kritisch sehen die Verbände zudem, dass der Entwurf nicht genügend 

zwischen kommerziellen und gemeinnützigen Interessen unterscheidet. Sie fordern präzisere 

Regeln und Definitionen, was als politische Werbung gilt und welche politischen Akteure konkret 

unter die neue Verordnung fallen sollen. „Ohne die Möglichkeit, frei zu kommunizieren, können wir 

als Verband, der sich für das Wohlergehen schutzbedürftiger Menschen in der Gesellschaft 

einsetzt, nicht Stellung beziehen. Doch gerade dies ist ein wesentliches Merkmal lebendiger 

Demokratie“, sagt Geschäftsführerin Franziska Kopitzsch.  

Der Offene Brief wurde zuvor an mehrere Bundesministerien, das Bundeskanzleramt, an deutsche 

Abgeordnete im Europäischen Parlament sowie an Mitglieder des Deutschen Bundestages, die sich 

für Kinderrechte einsetzen, verschickt. 

Rückfragen an 

Gabriele Köhne 
Referentin Politik 
Tel.: 030 31492645 
g.koehne@bundesverband-kinderhospiz.de 
 
Der Bundesverband Kinderhospiz ist als Dachverband der ambulanten und stationären 
Kinderhospizeinrichtungen in Deutschland auch Ansprechpartner für Politik, Wirtschaft, Wissenschaft, 
Krankenkassen und Spenderinnen und Spender. Er engagiert sich politisch für bessere 
Rahmenbedingungen für die Kinderhospizarbeit und setzt sich dafür ein, dass betroffene Familien aus 
dem sozialen Abseits geholt werden. 
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